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Die m ittelfristige Finanzplanung 
des Bundes bis 1995 zeigt im 

Durchschnitt jährliche Zuwachsraten 
der Ausgaben von 2,3% sowie eine 
drastische Verminderung der Netto­
kreditaufnahme von 66 Mrd. DM 
(1991) auf 25 Mrd. DM (1995). Da­
durch lassen sich jedoch jene K riti­
ker nicht beruhigen, die angesichts 
der Situation In Ostdeutschland eine 
stärkere Ausgabenexpansion und 
keine schnelle Rückkehr auf den vor 
der Wende 1989 verfolgten Konsoli­
dierungspfad erwarten.

Zwar melden einige ostdeutsche 
Branchen zunehmende Aktivitäten, 
die Treuhandanstalt weist auf erste 
Konsolidierungen hin, und Verbes­
serungen In der Infrastrukturversor­
gung sind nicht zu übersehen. Den­
noch reichen die privaten Aktivitäten 
noch nicht aus, um eine Wende am 
Arbeitsm arkt herbeizuführen. Ö f­
fentliches Engagement ist weiterhin 
auf hohem Niveau gefordert. Man 
mag dabei bedauern, daß öffentliche 
Leistungen zu einem erheblichen 
Teil in den privaten und öffentlichen 
Konsum fließen und weniger in die 
Investitionen; aber solange die 
Chancen zur Erzielung eigener Ein­
kommen nicht ausreichen, muß die 
Forderung nach Schaffung gle ich­
wertiger Lebensbedingungen zu­
nächst auch auf diese Weise erfüllt 
werden. Daher ist es schon überra­
schend, daß die Bundesausgaben 
real sogar abnehmen sollen. Dieses 
könnte nur unter besonderen Bedin­
gungen gelingen.

So müßten geplante Ausgaben­
ansätze stark verm indert und einige 
eigentlich für westdeutsche Aktiv itä­
ten vorgesehene Aufwendungen 
nunmehr in Ostdeutschland wirksam 
werden. Zwar ist es der Bundesregie­
rung gelungen, Subventionen um 
rund 10 Mrd. DM pro Jahr zu kürzen. 
Angesichts der zu lösenden Aufgabe 
und des zur Disposition stehenden 
Subventionsvolumens ist dieses je ­
doch ein relativ geringer Betrag. Zu­
dem setzt er sich aus einer
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Vielzahl kleinerer Kürzungen zu­
sammen, die kaum eine grundle­
gende Änderung der Subventionspo­
litik erkennen lassen.

Umschichtungen von Ausgaben 
zu Lasten westdeutscher Länder sto­
ßen auf den massiven Widerstand 
der dadurch benachteiligten Regio­
nen. So löste die Ankündigung, daß 
die Leistungen nach dem S trukturh il­
fegesetz nicht mehr den westdeut­
schen, sondern den ostdeutschen 
Regionen zufließen sollen, erhebli­
che Kritik in W estdeutschland aus -  
nach dem Motto: Arm e Regionen 
könnten anderen armen Regionen 
nicht helfen. Nur eine alle deutschen 
Regionen einbeziehende Neubewer­
tung der Förderungswürdigkeit kann 
zu einer einvernehmlichen Vertei­
lung der Ressourcen führen. Dabei 
dürfte auch der regionalpolitischen 
Bewältigung der Abrüstungsm aß­
nahmen ein hoher Stellenwert zu­
kommen.

Nicht ganz unabhängig von die­
sem Problemkreis ist die fällige No­
vellierung des Finanzausgleichs 
zwischen Bund und Ländern zu se­
hen. Es ist aber kaum dam it zu rech­

nen, daß der Bund seine F inanzsi­
tuation zu Lasten der Länder wesent­
lich verbessern kann. Aber dennoch 
sind auch die Länder und Gemein­
den aufgerufen, die große Zahl der 
von ihnen finanzierten Programme 
auf ihre gesam tw irtschaftliche Dring­
lichkeit hin zu überprüfen.

Die geplanten geringen Ausga­
bensteigerungen des Bundes könn­
ten auch durch eine weitere Ausglie­
derung von Aufgaben auf andere In­
stitutionen erreicht werden. Aber es 
ist bereits der Vonwurf zu hören, da­
durch würden die Vereinigungsko­
sten und die tatsächliche Staatsver­
schuldung verschleiert. Hierbei geht 
es nicht etwa um vermutete Unkor­
rektheiten, sondern lediglich um die 
fehlende Transparenz. Es ist müßig 
darüber zu streiten, ob der Fonds 
Deutsche Einheit, der Kreditabwick­
lungsfonds oder die Treuhandanstalt 
zum öffentlichen Sektor gehören. 
Unabhängig von ihrer Rechtsform 
und ihrer Notierung im Etat gehören 
sie zu den Institutionen, die öffentli­
che Aufgaben wahrnehmen. W eitere 
Ausgliederungen sollten jedoch 
nicht enwogen werden.

Um die Verschuldung nicht stärker 
steigen zu lassen, bleibt schließlich 
noch die Möglichkeit weiterer Steuer­
erhöhungen. Kontrovers diskutiert 
wird gegenwärtig nicht nur eine An­
hebung der Mehnwertsteuer um e i­
nen Prozentpunkt, sondern eventuell 
sogar um zwei Punkte auf 16%. Trotz 
der dadurch entfachten stabilitä ts- 
und verteilungspolitischen Debatte, 
die noch durch die geplante steuerli­
che Entlastung von Unternehmun­
gen verstärkt wird, sind Bund und 
Länder jedoch durchaus an einer Er­
höhung ihrer Finanzmassen interes­
siert. Um diese Steuererhöhung und 
die dadurch entstehenden Konflikte 
dennoch m öglichst gering zu halten, 
wären Regierung und Parlament gut 
beraten, diese Kontroverse zu ent­
schärfen, indem sie die bisherigen 
Ausgabenansätze insbesondere in 
W estdeutschland soweit w ie möglich 
absenken.
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